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GENTECHNIK
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Warum sind die Grünen gegen Agro � Gentechnik?
Überraschung!
Im Gegensatz zur traditionellen Pflanzenzüchtung werden bei der
Agro-Gentechnik Artgrenzen überschritten, z.B.Gene aus Bakteri-
en oder Viren in das Genmaterial von Pflanzen übertragen. Dabei
können weder der Ort, an dem das neue Gen eingebaut wird, noch
Wechselwirkungen innerhalb des Genoms der Nutzpflanze gesteu-
ert werden. Unerwartete Nebenwirkungen, die erst nach Jahren
des Anbaus entdeckt werden, kann niemand ausschließen.
Wir Versuchskaninchen
Langzeitwirkungen auf die menschliche Gesundheit bei der Er-
nährung mit genmanipulierten Nahrungsmitteln sind kaum er-
forscht. Im Juni 2005 beklagte die Weltgesundheitsorganisation
WHO die mangelhafte Datenlage und forderte weitere Untersu-
chungen. Möglich sind zum Beispiel Allergien, die durch völlig neu-
artige Eiweißverbindungen ausgelöst werden.
Das Ökosystem
Eine durch Genmanipulation insektenresistente Nutzpflanze wirkt
nicht nur gegen den „Zielorganismus“, sondern auch gegen eine
Vielzahl „nicht gemeinter“ Insekten. Gefährlich wird diese Eigen-
schaft, wenn sich die Gen–Nutzpflanze durch Pollenflug oder
Insektenbestäubung mit verwandten Wildarten kreuzen kann und
die neuen Eigenschaften unkontrolliert in die Umwelt gelangen.
Koexistenz?
Die Gefahren von Pollenflug und Bienenbestäubung betreffen nicht
nur die Umwelt, sondern auch in der Nähe liegende Felder mit
derselben, aber nicht genveränderten Nutzpflanze. Rot–Grün hat
im Gentechnik–Gesetz das innerhalb der EU– Rechtsprechung
Mögliche getan, um ein Nebeneinander von konventioneller bzw.
biologischer Landwirtschaft und Agro – Gentechnik zu ermögli-
chen, hat strenge Haftungsregelungen eingeführt und Regeln zum
Umgang mit gentechnisch veränderten Pflanzen festgelegt. Den-
noch ist es fraglich, ob in unserer kleinteiligen Landwirtschaft eine
Koexistenz möglich ist. Das Beispiel Kanada spricht dagegen,  wo
sich genmanipulierter Raps innerhalb von wenigen Jahren
flächendeckend in traditionelle Rapssorten einkreuzte und
Biobauern resigniert jeden Rapsanbau aufgegeben haben.
Innovationsfeindliche Grüne!
Seit ihrer Gründung müssen Bündnis 90/Die Grünen mit dem Vor-
wurf der Technologiefeindlichkeit leben, dabei sind sie nur nicht
blind technologiefreundlich. Entscheidend ist, wie fehlerfreundlich
eine neue Technologie ist, wie leicht Fehleinschätzungen, wie sie
bei allen Innovationen auftreten, korrigiert werden können. Die
Agro– Gentechnik ist extrem fehlerfeindlich. Stellt man nach Jah-
ren negative Auswirkungen gentechnisch veränderter Pflanzen auf
Umwelt oder Gesundheit fest, können sich die entsprechenden
Gene längst ausgekreuzt haben und sind nicht mehr rückholbar.
Nicht eingelöste Versprechen I
Weniger Chemie auf dem Acker durch mehr Gentechnik?  Studi-
en in den Hauptanbaugebieten gentechnisch veränderter Nutz-
pflanzen,  den USA und Argentinien,, belegen das Gegenteil: lang-
fristig kam es beim Anbau von Gen-Raps oder Gen-Mais im be-
sten Fall zu gleichbleibendem, im schlechtesten Fall zu einem hö-
heren Pestizideinsatz. Probleme gibt es  durch Resistenzbildungen
von Insekten und Wildkräutern oder durch „Superunkräuter“, wenn
sich die Herbizidresistenz einer Gen–Nutzpflanze auf verwandte
Wildarten überträgt.
Nicht eingelöste Versprechen II
Agro-Gentechnik wird das Hungerproblem nicht lösen. Sie ist aus-
gerichtet auf die Probleme landwirtschaftlicher  Monokulturen in
Großbetrieben und bringt Kleinbauern in Entwicklungsländern in
neue Abhängigkeit von Konzernen, die sich ihre Sorten patentie-
ren und ihr Saatgut Jahr für Jahr teuer bezahlen lassen.
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2006 ist die Agro – Gentechnik in unserer
Region angekommen. Der Hintergrund: zu
Beginn der Amtszeit von Minister Seehof-
er wurden fünf Sorten des gentechnisch
veränderten Mais MON 810 in Deutsch-
land für den kommerziellen Anbau zuge-
lassen, nachdem Ministerin Künast zuvor
die Zulassung wegen rechtlicher Beden-
ken zurückgestellt hatte. In MON 810 wur-
de ein Gen des Bakterium Bacillus
thuringiensis eingebaut, der Mais produ-
ziert dadurch in allen Pflanzenteilen ein
insektenschädigendes Eiweiß, das ihn vor
dem Schädling Maiszünsler schützen soll.
Laut Standortregister wird Mais MON 810
dieses Jahr auf etwa 1900 Hektar ange-
baut, der Anbauschwerpunkt liegt dabei in
den Neuen Bundesländern mit 51% in
Brandenburg und 20% in Mecklenburg –
Vorpommern. Für Baden – Württemberg
meldete das Standortregister im Februar
2006 sieben Anmeldungen, vier davon al-
lein in unserer Region. Bei allen sieben
Meldungen handelte es sich um Versuchs-
felder von Saatgutunternehmen, vor allem
aber von landeseigenen Versuchsanstal-
ten. Während die baden – württembergi-
schen Landwirte weiter auf gentechnikfreie
Produktion setzen, kommt die Gefahr von
Verunreinigungen durch Pollenflug durch
die Hintertür der Landesversuche.
Diese Gefahr ist je nach Versuchsanord-
nung unterschiedlich hoch: bei den nach
Protesten zurückgezogenen Versuchen in
Kraichtal und Lichtenau ging es um Sorten-
tests, zumindest in Kraichtal sollten die
Maisblüten zum Schutz der umliegenden
Felder in Tüten verpackt werden. In
Linkenheim – Hochstetten sollen die Aus-
wirkungen von MON 810 auf Boden-
lebewesen untersucht werden, die Blüten
spielen dabei keine Rolle und werden ab-
geschnitten. Gefährlich ist der Versuch in
Rheinstetten, der trotz Protesten nicht ver-
hindert werden konnte: hier ist es
Versuchszweck, den Pollenflug testen zu
können – mitten in einem intensiven Mais-
anbaugebiet.
Der Protest gegen die Gentechnik – Ver-
suche hat Grüne aus Stadt und Landkreis
Karlsruhe, aus Baden – Baden und Rastatt
zusammengeführt - so entstand die Idee
für einen Regionalen Rundbrief zum The-
ma Agro – Gentechnik. Neben Hinter-
grundberichten soll dieser Rundbrief  vor
allem aufzeigen, was an Widerstand auf
den verschiedenen politischen Ebenen
möglich ist, von den Kommunen über die
Region Mittlerer Oberrhein und die Lan-
despolitik bis zur Bundesebene.
Das Redaktionsteam
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Bei der Einführung neuer Techno-
logien wird immer wieder behaup-
tet, Deutschland dürfe sich von der
weltweiten Forschung nicht abkop-
peln, damit wir als „Technologie-
exporteur“ nicht abgehängt und da-
mit „tausende von Arbeitsplätzen“
gefährdet würden. Wohl nirgends
ist dies falscher als bei der Einrich-
tung von Versuchsfeldern für gen-
technisch verändertes Saatgut.
Damit wird keine Forschung voran-
getrieben. Vielmehr begibt sich die
deutsche Landwirtschaft und Nah-
rungsmittelindustrie dadurch in eine
gefährliche Abhängigkeit von einem
Industriegiganten.

Durch aggressives Aufkaufen von
Saatgutfirmen stammen inzwischen
90 Prozent aller weltweit angebau-
ten GenPflanzen, wie auch der auf
den Versuchsflächen in Rhein-
stetten angebaute Genmais
MON810,  vom  global agierenden
Unternehmen Monsanto, dessen
atemberaubendes Ziel es ist, die

Bis jetzt haben sich für Kommunen
drei Wege herauskristallisiert, ge-
gen Gentechnik in Landwirtschaft
und Lebensmitteln Position zu be-
ziehen.
Eine Gemeinde kann einen Passus
in ihre Pachtverträge aufnehmen,
der Pächter gemeindeeigener
Grundstücke verpflichtet, auf den
Anbau gentechnisch veränderter
Pflanzen zu verzichten. Eine Ge-
meinde kann festlegen, dass in
städtischen Kantinen nur gen-
technikfreie Lebensmittel verwen-
det werden, und damit öffentlich-
keitswirksam die über 70% der Ver-
braucher unterstützen, die sich ge-
gen Gentechnik in Lebensmitteln
aussprechen. Als dritte Möglichkeit
kann sich die Gemeinde einem
Bündnis wie der Gentechnikfreien
Region Mittlerer Oberrhein an-
schließen. Das hat keinerlei recht-
liche Auswirkungen, aber eine kräf-

globale Landwirtschaft vollständig
unter seine Kontrolle zu bringen –
und sogar die gesamte Kette der
Nahrungsmittelproduktion ökono-
misch zu dominieren. Es besitzt
bedeutende Patente auf gen-
technische Methoden und auf
Gene. Damit kann es Landwirte ver-
traglich so binden, dass die Ernte
keineswegs dem Landwirt allein
gehört. Vielmehr sichert das Patent-
recht Monsanto Lizenzrechte. Der
Bauer kann damit seine Ernte nicht
wieder als Saatgut verkaufen.

Darüber hinaus sind die Patente so
weit gefasst, dass sie auch noch die
Folgeprodukte der Ernte bis zum
Endprodukt umfassen.  „Patent-
verletzungen“ werden von Mon-
santo gnadenlos verfolgt. Sogar
Bauern, die gar kein Saatgut von
Monsanto verwenden, wurden in
USA  bereits erfolgreich verklagt,
wenn sich auf ihren Feldern
„Monsanto-Pflanzen“ befanden
(wenn die Felder also in unserem
Verständnis kontaminiert waren).
Was das für Folgen in der
kleinräumig strukturierten Landwirt-
schaft Baden-Württembergs be-
deutet, kann sich jedeR selbst aus-
malen.

Auch wenn es Monsanto bestreitet:
die Kontamination (Verunreinigung)
mit gentechnisch verändertem Pol-
len von Regionen ausgehend (von
so genannten „Versuchsflächen“)
liegt ganz in seinem - und nur in sei-
nem - wirtschaftlichen Interesse:
Sie ebnet den Weg zum groß-
flächigen Anbau gentechnisch ver-
änderter Lebensmittel.
Gleichzeitig wird der Weg versperrt,
garantiert gentechnikfreie Lebens-
mittel anzubauen und zu vermark-
ten.  Gerade in dieser „Nische“ lie-
gen jedoch die besten Chancen für
unsere kleinräumige, hochwertige
Nahrungsmittelproduktion.

Sabine Just Höpfinger

tige Signalwirkung. Wenn wir davon
ausgehen, dass kein Landwirt im
Ländle gentechnisch veränderte
Pflanzen anbauen will – solange es
nicht alle anderen machen – kann
der kommunale Beitritt zu einem
Bündnis gegen Agro - Gentechnik
eine Keimzelle dafür sein, durch
freiwillige Übereinkunft eine Insel
der Gentechnikfreiheit zu schaffen
und zu sichern.  Vorausgesetzt, die
Transparenz, die durch das
Standortregister ermöglicht wurde,
wird von der Großen Koalition nicht
angetastet. Und vorausgesetzt, es
bleibt für Landwirte weiterhin mög-
lich, zertifiziert gentechnikfreies
Saatgut zu bekommen.
In der Region um Karlsruhe sind bis
jetzt fünf Gemeinden und Städte der
Gentechnikfreien Region Mittlerer
Oberrhein beigetreten. In vier der
Gemeinden ging die Initiative von
grünen Gemeinderäten aus, in

Waghäusel von Bürgermeister und
Verwaltung, ebenso in Oberhausen
– Rheinhausen, wo der Gemeinde-
rat Ende September über einen
Beitritt zur Gentechnikfreien Regi-
on entscheiden wird. Die Grünen
von Bühl, Baden – Baden, Karlsru-
he und Pfinztal haben bereits An-
träge in ihren Räten eingebracht
und erwarten eine Entscheidung im
September beziehungsweise befin-
den sich in Warteschleifen durch
Verzögerungen, Verschieben des
Themas in Ausschüsse etc. Die
Grünen in Lichtenau, Bretten und
Graben – Neudorf sowie die
Kreistagsfraktion im Landkreis
Rastatt wollen noch in diesem Jahr
ihre Anträge stellen.
Dabei ist jede einzelne Kommune
spannend: noch haben sich keine
eingefahrenen Entscheidungs-
muster herausgebildet, manchmal
stimmt Rot – Grün klassisch gegen

Wirtschaftliche
Aspekte des Anbaus
gentechnisch
veränderter
Lebensmittel

Ein weltweites
Problem lokal
angehen? .... Ja!
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Die „Agro-Gentechnik“ wurde im KV
Rastatt/Baden-Baden erstmals im
Kommunalwahlkampf 2004 stärker
thematisiert und mit Veranstaltun-
gen unterstützt. In der Folge ent-
stand bei der Grün-Alternativen-Li-
ste Bühl eine aktive Arbeitsgruppe
zum Thema. Diese mündete 2006,
um eine breitere Basis zu erlangen,
in einer neutralen, gemeindeüber-
greifenden Gruppe.
Im vorgezogenen Bundestagswahl-
kampf 2005 war eines unserer zen-
tralen Themen die „Gentechnik“
und damit verbunden natürlich auch
„gesunde Lebensmittel“. Mit „Tafeln
gegen die Gentechnik“ setzten wir

Karlsruher immer
noch nicht Mitglied
der Gentechnikfreien
Region

Im Februar diesen Jahres hat die
Grüne Fraktion im Gemeinderat be-
antragt, dass die Stadt Karlsruhe
der Gentechnikfreien Region Mitt-
lerer Oberrhein beitritt, den Anbau
von gentechnisch veränderten
Pflanzen auf städtischen Flächen
untersagt und sicherstellt, dass in
städtischen Kantinen keine gen-
technisch veränderten Lebensmit-
tel auf den Tisch kommen. Außer-
dem sollte die Stadt den auf der
Gemarkung wirtschaftenden Land-
wirten empfehlen, ebenfalls der
Gentechnikfreien Region beizutre-
ten.
Dieser Antrag war nicht der erste,
den die Grünen zu diesem Thema
eingebracht haben. Vielmehr hatte

die Gemeinderatsfraktion das The-
ma in den letzten Jahre mehrfach
aufgegriffen, zuletzt mit einem An-
trag vom 27. April 2004. Doch trotz
einer grundsätzlich positiven Reak-
tion auf den 2004-er Antrag waren
damals keine klaren Beschlüsse
gefallen. Weder war Karlsruhe der
Gentechnikfreien Region beigetre-
ten, noch waren die Pachtverträge
um einen Passus zur Gentechnik-
Freiheit ergänzt worden.
Deshalb nun also der neue Ver-
such, der allerdings wieder ohne
klaren Beschluss endete und zwar
deshalb, weil in der Debatte am 28.
März Ute Müllerschön für die SPD-
Fraktion zwar pro Gentechnikfreie
Region sprach, aber für eine
Weiterberatung im Umweltaus-
schuss plädierte. Dem Wunsch auf
Überweisung in den Ausschuss
kam der Oberbürgermeister gerne
nach – und vermied so eine Abstim-
mung, die wir womöglich gewonnen
hätten.

in Baden-Baden, Bühl und Sinz-
heim Akzente.
Der Landtagswahlkampf 2006 wur-
de auch mit einem inhaltlichen
Schwerpunkt „Gentechnik“ verfolgt.
Der überraschende Eintrag von
Genmaisfeldern in Lichtenau und
Rheinstetten in das Standortregister
heizte die Diskussionen an. Mit
Presseerklärungen und Veranstal-
tungen haben unsere Kandidat-
Innen Ihre Ablehnung dargelegt.
Glücklicherweise wurde Lichtenau
nach kurzen Protesten durch uns
und die verschiedensten Verbände
zurückgezogen. Wie sich später
heraus stellte, hatte die Fa.
„Agroplan“ ohne Wissen des Ver-
pächters einen Genmaisversuch
geplant und ins Register eintragen
lassen. Der Verpächter untersagte
dann den Anbau, nachdem er über

Schwarz – Gelb, manchmal erleben
die Grünen eher die SPD – Räte als
hemmend. Es gab auch einstimmi-
ge Abstimmungsergebnisse, z.B. in
Weingarten, wo wie in Rastatt be-
schlossen wurde, gemeindeeigene
Flächen gentechnikfrei zu halten.
In drei Gremien mussten die grü-
nen Räte Abstimmungsniederlagen
hinnehmen: Anträge, die Pächter

gemeinde- bzw. kreiseigener
Grundstücke zu gentechnikfreiem
Anbau zu verpflichten, wurden im
Gemeinderat von Bruchsal, in
Oberderdingen und im Ausschuss
für Umwelt und Technik des Land-
kreises Karlsruhe abgelehnt.
Dabei war ein klares Bekenntnis der
Antragsgegner zur Agro - Gen-
technik die Ausnahme, Begründun-

gen waren eher der bürokratische
Aufwand, die Schwierigkeiten mit
gentechnikfreiem Saatgut. Das be-
liebteste Argument: für dieses The-
ma ist die Kommunalpolitik nicht
zuständig....

Ursula Häffner,
B90/Grüne, KV Karlsruhe-Land

(Bezüglich des Genmais-Anbau-
versuchs der Landesanstalt für
Pflanzenbau in Rheinstetten hat die
Grüne Gemeinderatsfraktion sich
im April mit einem Brief an OB
Fenrich gewandt und auf die unmit-
telbare Nähe der Versuchsfläche
zum FFH-Gebiet „Hardtwald zwi-
schen Karlsruhe und Muggensturm“
auf Karlsruher Gemarkung hinge-
wiesen. Die Karlsruher Grünen ha-
ben dabei die Ansicht vertreten,
dass eine FFH-Verträglichkeits-
untersuchung notwendig sei, da
eine Verfrachtung der Pollen, die
eine „aktive“ Form des für Schmet-
terlinge toxischen Proteins von
Bacillus thuringiensis enthalten, in
das FFH-Gebiet nicht auszuschlie-
ßen sei. Leider konnte die Stadt ei-
nen entsprechenden Handlungs-
bedarf nicht erkennen.)

Gisela Splett,
MdL

die Pres-
se und die
Proteste da-
von erfuhr.
Seit März verfolgen wir im Kreis-
verband das Ziel, in allen Gremien
mit grünen VertreterInnen einen
Beitritt zum Aktionsbündnis „Gen-
technikfreie Zone“ zu beantragen.
Im September werden sich die
Stadträte in Baden-Baden und Bühl
mit den Anträgen befassen. Im
Kreistag und in Lichtenau sollen
noch im Herbst Resolutionen ein-
gebracht werden. Bislang hat ledig-
lich Rastatt einen Beschluss ge-
fasst, den Anbau von genmani-
puliertem Saatgut auf städtischen
Grundstücken zu untersagen.
Hans-Peter Behrens

Kreisverband
Rastatt/Baden-
Baden arbeitet an
Front gegen Agro-
Gentechnik
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Essen
ohne Gentechnik

Die Arbeitsgruppe „Essen ohne
Gentechnik“ für den Raum Bühl,
Baden-Baden und Rastatt wurde
durch uns im Januar dieses Jahres
gegründet. Die Initiative entstand
aus dem seit 2004 bestehenden AK
Gentechnik der „Grün-Alternativen
Liste Bühl. Wir verstehen uns als
überparteiliche Gruppe und haben
uns zum Ziel gesetzt, Bürger und
Bürgerinnen über die Risiken und
Gefahren der Gentechnik in der
Landwirtschaft und in Lebensmit-
teln zu informieren.
Dies versuchen wir bislang durch
folgende Aktionen: aktuelle Infotafel
im Schaufenster des Bühler
Bioladens Naturata, mit Informati-
onsständen in der Fußgängerzone,
mit Informationsveranstaltungen,
Filmvorführungen, über Briefaktio-
nen, bei denen Stadträte und Hof-
läden informiert wurden, oder durch
Protestbriefe an Molkereien. Ferner

Kraichtal �
wie war das ?

Kraichtal, Verbandsgemeinde mit
neun ländlich geprägten Ortsteilen
und zusammen 15000 Einwohner,
im Nordostwinkel des Landkreises
Karlsruhe, aber nicht hinter dem
Mond gelegen.
Schon vor Jahren wurde über GVO
in der Landwirtschaft diskutiert . Ab
2001 werden stadteigene Grund-
stücke nur noch an GVO-freie be-
triebe verpachtet, die Bauern des
Ortsteiles Gochsheim haben sich
zusammengetan und das gen-
technikfreie Gochsheim ausgeru-
fen. Die evangelische Kirche ver-
anstaltete Informationsabende zum
Thema.
Da erscheint Anfang 2006 das
 „ Kraichtaler Versuchsfeld “ im
Standortregister für einen GVO-
Maisanbau.  Ohne Verzug rufen wir,
der grüne Ortsverband,  in einer
auffälligen Anzeige im Ortsblatt zu
Diskussion und Widerstand auf.

Nahezu jeder erfährt erst dadurch
von den Plänen der Versuchsan-
stalt. Rasch koordinieren sich die

sammeln wir Unterschriften für das
Bündnis „Gentechnikfreie Region
Mittlerer Oberrhein“.
Mit diesem Bündnis, das vor ca. 1
Jahr, federführend durch den BUND
Karlsruhe für unsere Region ge-
gründet wurde, arbeiten wir eng zu-
sammen. Wir unterstützen die Ak-
tionen gegen den Versuchsanbau
von Genmais in Rheinstetten, durch
die Landesanstalt für Pflanzenbau.
So nahm unsere Gruppe
teilnehmerstark an zwei Demon-
strationen in Rheinstetten teil.

Nachdem wir zuletzt auf dem
Bauernmarkt in Bühl vertreten wa-
ren und auf unsere Anregung im
Bühler Kino der Film „We
feed the world“ lief sind wir
am 7./8. Oktober beim
Ökomarkt des BUND in
Baden-Baden Oos mit ei-
nem Infostand vertreten.

Wir zeigen Ausschnitte aus dem
Film „Leben außer Kontrolle“; da-
mit wollen wir die Badener Bürger
auf den Filmvortrag in der Volks-
hochschule am 21.Nov. um 19.00
Uhr hinweisen. Dieser Film kann bei
uns für weitere öffentliche Filmvor-
führungen kostenlos ausgeliehen
werden!
Informationen zum Bündnis finden
sie unter www.bund.net/mittlerer-
oberrhein/gfr.htm und über die Ar-
beitsgruppe über Ingrid Walter (Tel.
07223/951503)!

HansPeter Behrens
B90/Grüne
KV Rastatt/Baden-Baden

Gruppen : Bauern , NABU, Kirche ,
Grüne , SPD und viele einzelne.
Unterschriften werden gesammelt ,
eine Demo organisiert , Anzeigen
geschaltet, Plakate aufgehängt. Die
Stadtregierung agiert ideenlos und
kann leicht öffentlichem Spott aus-
gesetzt werden . Eine „sachliche
Informationsveranstaltung“ von
Landwirtschaftsministerium und
Bürgermeister in vollbesetzter Hal-
le erreicht das Gegenteil des Ange-
strebten : die Kraichtaler waren vor-
her dagegen  und danach erst recht.
Kurz darauf wird der Versuch zu-
rückgezogen , offiziell als Verdienst
des CDU Landtagskandidaten , der
die Stadt in Stuttgart gerettet hat (
es war Wahlkampf ) .
Danach zunächst aufatmen .
Dann Einbringen eines Antrags im
Stadtrat ( SPD und Grüne ) : Beitritt
der Stadt zur Region gentechnik-
freier Oberrhein . Nach anfängli-
chem Zögern der CDU zuletzt ein-
stimmiger Beschluss zum beitritt.
Und : die Initiative gentechnikfreies
Kraichtal wird formell gegründet

und erhält, wie jeder andere Verein
, das Recht, im Ortsblatt Mitteilun-
gen zu drucken.. Drei partei-
unabhängige Sprecher von NABU,
Bauern,  Kirche .
Kurz : alles OK, Versuch verhindert
, Stadt offiziell und grundsätzlich
dagegen , Widerstandsgruppe for-
miert.
Warum so erfolgreich ?
Erstens : der Widerstand war schon
lange da, als die Herren ankamen .
Zweitens : die große Mehrheit der
Bevölkerung ist dagegen und lässt
sich ungern hintergehen .
Die große Empörung entstand aus
der Heimlichkeit, mit der GVO ein-
geschlichen werden sollte. Wer
ließt schon Standortregister im
Internet ?
Offensichtlich zu viele :
Frau Schavan will die Versuchsfel-
der aus dem Register streichen las-
sen!

Ulrich Altdörfer,
B90/Grüne OV Kraichtal
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Antrag

von Bündnis 90/DIE GRÜNEN an den Gemeinderat von Karlsbad
Antrag “Keine Gentechnik auf kommunalen/kirchlichen Flächen in Karlsbad

1. Die Gemeinde Karlsbad  soll keine gentechnisch veränderten Organismen oder daraus her-
gestellte Produkte (zum Beispiel Futtermittel) auf gemeindlichen Gütern verwenden.
2. Bei der Neuverpachtung landwirtschaftlicher Flächen und bei Verlängerung bestehender
Pachtverträge sollen PächterInnen vertraglich verpflichtet werden, auf den Anbau gentechnisch
veränderter Pflanzen zu verzichten.
3. Durch Gespräche und andere geeignete Maßnahmen haben wir die Landwirte auf dem
Gebiet der Karlsbad  für den Verzicht auf den Anbau gentechnisch veränderter Pflanzen ge-
winnen können und die Unterzeichnung einer freiwilligen Selbstverzichtserklärung veranlasst.

Begründung:

Bei kaum einem anderen umwelt-
politischen Thema herrscht in
Deutschland und Europa soviel Ei-
nigkeit wie beim Thema Agro-Gen-
technik: Vier von fünf Bürgerinnen
und Bürgern lehnen den Einsatz der
Gentechnik in Landwirtschaft und
Lebensmittelproduktion ab, 95 Pro-
zent aller KonsumentInnen verlan-
gen eine klare Kennzeichnung von
Produkten, bei deren Herstellung
Gentechnik mit im Spiel war. Diese
Einstellung ist seit 15 Jahren nahe-
zu konstant geblieben und zieht
sich quer durch alle europäischen
Länder.

Deutlicher kann ein Signal an Poli-
tik und Industrie kaum ausfallen.
Dennoch ist das Moratorium für die
Zulassung und Vermarktung gen-
technisch veränderter Organismen,
das faktisch seit Oktober 1998 auf
EU-Ebene bestanden hatte, im Mai
2004 aufgehoben worden. Trotz der
Schaffung eines nationalen Gen-
technik-Gesetzes, das die Haftung
durch Landwirte regelt, die auf ih-
ren Äckern GvO ausbringen, be-
fürchten wir dass ein großflächiger
kommerzieller Anbau von Gen-
Pflanzen auch auf Deutschlands
Äckern immer wahrscheinlicher
wird. Schließlich drängen die Her-
steller transgenen Saatguts seit
Jahren massiv auf den Anbau ihrer
Pflanzen, umwerben Monsanto und
Co. die Landwirte, ihre Produkte
endlich einzusetzen.

Dabei sind weder die Auswirkungen
von gentechnisch veränderten Le-
bensmitteln auf die menschliche
Gesundheit hinreichend bekannt
noch die ökologischen Risiken der
Agro-Gentechnik auch nur annä-
hernd abschätzbar.

Im Zusammenhang mit gen-
technisch veränderten Lebensmit-
teln werden in erster Linie zwei
Gesundheitsrisiken diskutiert: das
Entstehen von neuartigen Allergien
und von weiteren Antibiotika-
resistenzen. Schließlich werden mit
Hilfe der Gentechnik Bestandteile in
die Nahrung eingebaut, die der
Mensch nie zuvor im Essen hatte.
Und die von der neu eingebrach-
ten Erbinformation produzierten
Proteine stehen im Verdacht,
Lebensmittelallergien auszulösen.
Darüber hinaus enthält eine Viel-
zahl von Genpflanzen Antibiotika-
resistenzgene, die sich auf Bakte-
rien im menschlichen Darm über-
tragen können. Dadurch besteht die
Gefahr, dass immer mehr in der
Humanmedizin genutzte Antibiotika
unwirksam werden.
Für den Einsatz der Gentechnik in
der Landwirtschaft gilt: Wir wissen,
dass wir nicht viel über langfristige,
indirekte und komplexe Wechsel-
wirkungen von gentechnisch verän-
derten Pflanzen mit der agrarischen
und nicht-agrarischen Umwelt wis-
sen. Sofern jedoch Befunde vorlie-
gen, geben diese Anlass zur Be-
sorgnis: So können sich gen-
veränderte Pflanzen in allen Öko-
systemen ausbreiten und ihr Erb-
gut auf verwandte Wildarten über-
tragen. Dadurch haben sich bereits
jetzt einige Ackerkräuter zu „Super-
unkräutern“ entwickelt, die nur noch
mit einer Mischung verschiedener
Pflanzenschutzmittel bekämpft wer-
den können. Bei insekten-
resistenten Pflanzen hat sich ge-
zeigt, dass das von der Gen-Pflan-
ze produzierte Insektengift nicht nur
die sogenannten Zielinsekten tötet,
sondern auch andere Insekten, die

das Gift der Gen-Pflanze über die
Nahrungskette aufgenommen ha-
ben.
Hinzu kommt, dass der kommerzi-
elle Anbau gentechnisch veränder-
ter Pflanzen in Deutschland mittel-
fristig das Aus für die bei uns bis-
her noch weitgehend gentechnik-
freie Landwirtschaft und
Lebensmittelproduktion bedeuten
würde. Wohin die Reise auch in
Europa gehen kann, machen die
drei Hauptanbauländer von Gen-
Pflanzen, die USA, Argentinien und
Kanada vor: Hier findet schon heu-
te eine flächendeckende gen-
technische Kontamination von kon-
ventioneller und ökologischer Land-
wirtschaft statt, gentechnikfreie Pro-
dukte (Saatgut, Futtermittel, Le-
bensmittel) werden immer mehr
vom Markt gedrängt. Von einer
Wahlfreiheit für VerbraucherInnen,
sich für Lebensmittel zu entschei-
den, die bei der Herstellung nicht
mit Gentechnik in Berührung ge-
kommen sind, kann kaum noch die
Rede sein.
Aus Gründen eines vorbeugen-
den Verbraucher- und Umwelt-
schutzes ist der Anbau von gen-
technisch veränderten Pflanzen
daher abzulehnen.

In Zusammenarbeit mit dem Bündnis
für Genetchnik-freie Region Karlsbad/
Waldbronn
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Interview mit dem
BUND-Regionalvorsitzenden Armin Gabler

Was verbirgt sich hinter „Bündnis für gentechnikfreie Region Mittlerer Oberrhein“?
Unser Bündnis ist t ein lockerer Zusammenschluss von Verbänden und Personen. Beispiels-
weise gehören viele GRÜNE Ortsverbände, Kreisverbände und Gemeinderatsfraktionen aus
der Region dem Bündnis an. Inzwischen treten auch Städte und Gemeinden bei, was aus
unserer Sicht enorm wichtig  ist für die Wirkung in der Öffentlichkeit. Nicht zu vergessen sind
eine gewisse Anzahl von Landwirten, die sich mit dieser Erklärung verpflichten, kein gen-
technisch verändertes Saatgut anzubauen. Schließlich zählen zu den Unterzeichnern auch
Lebensmittelgeschäfte und Gaststätten. Insgesamt gehören dem Bündnis derzeit 1473 Per-
sonen, 7 Städte bzw. Gemeinden: und  65 Institutionen an.

Was muss man tun, um dem Bündnis beizutreten?
Man muss eine Unterstützungserklärung unterschreiben und diese an den BUND in Karlsru-
he schicken, der die Koordination des Bündnisses übernommen hat. Um möglichst viele Bür-
gerinnen und Bürger zu integrieren, setzen wird die Beitrittsschwelle bewusst niedrig an. Man
muss kein Geld zahlen oder sich an Aktionen beteiligen, sondern nur den Willen öffentlich
kundtun, dass man Gentechnik ablehnt, dass man von der Politik und der Wirtschaft verlangt,
dass sie alles unternehmen, damit keine gentechnisch veränderten Lebensmittel in den
Wirtschaftskreislauf kommen. Damit verbunden ist auch ein Appell an die Landwirte, erst gar
keine gentechnisch veränderten Lebensmittel anzubauen.

Welche Ziele hat das Bündnis ?
Wir haben das Ziel, dass in der Region Mittlerer Oberrhein kein Anbau von gentechnisch
veränderten Lebensmitteln stattfinden soll. Ebenso wollen wir verhindern, dass solche Le-
bensmittel in den Handel kommen. Wir setzen dabei auf die Interessen der Bürgerinnen und
Bürger, von denen die meisten keine gentechnisch veränderten Lebensmittel möchten. Wir
bemühen uns darum, dass viele Personen und Institutionen ihre Ablehnung durch eine Unter-
schrift öffentlich erklären. Es soll also über die Verbraucherinnen und Verbraucher politischer
Druck ausgeübt werden. Wir wollen aufzeigen, dass kein Bedarf besteht, gentechnisch ver-
änderte Lebensmitteln anzubieten und ein solches Angebot den Händlern sogar Ärger ein-
bringen kann. Wenn man daran nichts verdienen kann, dann wird es auch nicht angebaut
oder angeboten, das ist die zugrunde liegende Idee.

Was tut das Bündnis außer Unterschriften zu sammeln ?
Durch Veranstaltungen wollen wir Aufmerksamkeit wecken und nach außen präsent sein. Im
Februar haben wir beispielsweise eine Demo gegen den Gentechnikversuch in Rheinstetten
organisiert. Während des Wahlkampfes haben wir die Landtagskandidaten der Karlsruher
Wahlkreise zu einer Podiumsdiskussion eingeladen. Und kürzlich fand eine viel beachtete
Pressekonferenz zu diesem Thema statt. Daneben betreiben wir eine Internetseite mit aktuel-
len Infos, und versuchen mit Info-Broschüren die Öffentlichkeit wachzurütteln. Bei regelmäßi-
gen Treffen des Koordinierungskreises legen wir jeweils die Aktivitäten der nächsten Wochen
fest. Die Termine für die nächsten Zusammenkünfte  können beim BUND erfragt werden.

Welche Ziele wurden erreicht und was ist noch zu tun?
Im Großen und Ganzen wurde das Ziel erreicht, sich auf breiter Front zu formieren, viele
verschiedenen Organisationen, Personen und auch Institutionen einzubeziehen.
Aber es gibt noch viel zu tun. Wir müssen stärker auf die Landwirte zugehen, denn gerade bei
den eher konventionellen Landwirten gibt es noch starke Vorbehalte gegen das Bündnis. Wir
müssen außerdem versuchen, weitere Städte und Gemeinden zum Beitritt zu bewegen, auch
wenn wir in letzter Zeit einige Abstimmungsniederlagen hinnehmen mussten. Städte, Gemein-
den und Kirchen genießen in der Bevölkerung ein hohes Ansehen, folglich geht von ihrem
Beitritt eine große Signalwirkung aus.

Wo liegen die derzeitigen Prioritäten?
Leider ließen sich die Gentechnikversuche in Forchheim und Linkenheim-Hochstetten nicht
verhindern, obwohl wir versucht haben, mit Demos und Unterschriftenaktionen dagegenzu-
halten. Wir müssen daher überlegen, wie wir im nächsten Jahr strategisch vorgehen, damit
uns dies nicht wieder passiert. Unser größtes momentanes Ziel lautet deshalb: Keine weite-
ren Gentechnikversuche in unserer Region!
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Die Initiativen
des neuen
Bundesministers

Landwirtschaftsminister Seehofer -
zu grünen Zeiten hieß die Inhabe-
rin desselben Amtes noch
Verbraucherschutzministerin! - will
die Haftungsregelung im Gen-
technik-Gesetz aufweichen. Für
den Herbst ist ein Vorschlag ange-
kündigt. Seehofer weist  in der Öf-
fentlichkeit immer darauf hin, dass
die Änderung des Gentechnik-Ge-
setzes nur die Forschung mit gen-
technisch veränderten Pflanzen in
Deutschland erleichtern solle. An
den Schutzregelungen für Verbrau-
cher und Landwirte wolle er nichts
verändern. Doch unter dem Deck-
mantel „Erleichterung für die For-
schung“ werden sich mit Sicherheit
Verschlechterungen für diese ver-
bergen – Haftung, Standortregister
und ökologische Umweltbelange
sollen geschliffen werden.
So gilt es z.B. als ausgemacht, dass
Seehofer bei der Haftungsregelung
das kleine Wörtchen „insbesonde-
re“ streichen will. Das klingt nur auf
den ersten Blick harmlos. Es bedeu-

Gentechnik auf
Europäischer Ebene:
EU-Kommission
räumt Probleme mit
Koexistenz ein

Das Nebeneinander gentechnisch
veränderter und herkömmlicher
Saaten und Kulturen bereitet be-
kanntlich Schwierigkeiten. Dies wird
auch im Koexistenzbericht der EU
deutlich: Da die Handlungs-
kompetenz bei den einzelnen Mit-
gliedsstaaten liegt, ist das Durch-
einander bei den Koexistenz-
maßnahmen groß. Z.B. liegt das
Sicherheitsabstandsgebot für den
Rübenanbau in den Niederlanden
bei lediglich 1,5 m, in Luxemburg
dafür bei 2000 m. Eine Rahmen-
gesetzgebung für die “Koexistenz“
auf EU-Ebene, wie eine EU-weite
Haftungsregelung, ist jedoch nicht
in Sicht. Die Forderungen der Eu-
ropa-Grünen sind deshalb u.a.:

tet aber, dass Landwirte die gen-
technisch veränderte Pflanzen an-
bauen in Zukunft nur noch dann
haften, wenn die Verunreinigung
der Ernte ihrer Nachbarn den EU-
rechtlich für Lebens- und Futtermit-
tel vorgeschriebenen
Kennzeichnungswert von 0,9 Pro-
zent überschreitet. - Dieser EU-
Kennzeichnungswert gilt wohlweis-
lich NICHT für Ernteprodukte. –
Denn im Laufe der Verarbeitungen
können nach der Ernte weitere Ver-
unreinigungen hinzukommen, so
dass am Ende der Lebensmittel-
produktion dieser Grenzwert weit
überschritten sein kann, wenn be-
reits bei einem Ernteprodukt mit 0,9
% Verunreinigung angefangen wur-
de. Darum verlangen Mühlen oder
Lebensmittelproduzenten bei der
Abnahme von Ernteprodukten ei-
nen wesentlich geringeren Grenz-
wert als 0,9 %. Landwirte, die das
für ihre Ernteprodukte nicht mehr
garantieren können, werden auf ih-

rer Ernte und dem Schaden sitzen
bleiben.

Die erste Tat des neuen Ministers:
MON 810
Statt einer auch den Landwirten
nichts Gutes bringenden Änderung
des Gentechnik-Gesetzes sollte der
Minister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz
schleunigst Verordnungen zur gu-
ten fachlichen Praxis beim Anbau
mit gentechnisch veränderten
Pflanzen und zum Monitoring auf
den Weg bringen. Das wäre das
eigentliche Gebot der Stunde nach
der im Dezember 2005 aus seinem
Ministerium erfolgten Zulassung der
ersten Sorten aus dem gen-
technisch veränderten Mais MON
810 für den kommerziellen Anbau.
Zur Erinnerung: MON 810 wurde
bereits 1998 von der EU-Kommis-
sion zugelassen und einige Jahre
später wurde in Deutschland beim
Bundessortenamt (BSA) die Zulas-

-Genpflanzen müssen schon vor
der Zulassung auf Koexistenz-
fähigkeit geprüft werden
-Größere Handlungsmöglichkeiten
zur Schaffung gentechnikfreier Re-
gionen müssen den einzelnen Län-
dern und Regionen zugestanden
werden.
Eine weitere wichtige Forderung ist
die nach mehr Transparenz beim
EU-Zulassungsverfahren.

Mehr:
Zum Koexistenzbericht über: http:/
/europa.eu.int/comm/agriculture/
coexistence/com104_de.pdf.
Zur wissenschaftlichen Studie der
Gemeinsamen Forschungsstelle:
w w w . j r c . e s / h o m e / p a g e s /
eur22102enfinal.pdf.
Die Ergebnisse der EU-Konferenz
vom 4.-6. April in Wien zur Koexi-
stenz finden sich auf folgenden
Seiten: www.europa.eu.int/comm/
agriculture/events/vienna2006/
index_en.htm.

Der Deutsche Naturschutzring hat
im April ein Sonderheft des EU-
Rundschreibens zu Gentechnik
herausgegeben: www.dnr.de/
publikationen/eur/archiv/eur0604-
sh.pdf.
Infos zur Grünen Position auf Eu-
ropäischer Ebene finden sich auch
im neuesten Öko-Newsletter von
Hiltrud Breyer MdEP:
www.hiltrud-breyer.de/newsletter/
oekonews/OekonesAprilNr12006.pdf.

Alexander Mehrbreier
B90/Grüne, KV Karlsruhe
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Landtagsantrag
Gentechnik:
Die baden-
württembergische
Landwirtschaft ist
zu kleinräumig für
eine friedliche
Koexistenz

Nach mehreren Initiativen in der
letzten Legislaturperiode hat nun
auch die neue Grüne Landtagsfrak-
tion einen Antrag zu Agro-Gen-
technik im Landtag eingebracht
(www3. landtag-bw.de/WP14/
Drucksachen/0000/
14_0185_D.PDF).
Hierin fordert sie die Landesregie-
rung auf,
- den auf landwirtschaftlichen Flä-
chen im Eigentum des Landes an-
gebauten Mais MON810 umgehend
unterzupflügen,
- auf landwirtschaftlichen Flächen
im Eigentum des Landes auf den
Anbau gentechnisch veränderter
Pflanzen zu verzichten und dies in
den Verträgen mit den Pächtern
entsprechend zu vereinbaren,
- Forschungsvorhaben und Projek-
te zum Anbau von gentechnisch
veränderten Pflanzen weder finan-
ziell noch ideell zu unterstützen,
- die Kontrollen auf Verunreinigun-
gen mit gentechnisch veränderten
Material bei Saatgut zu verstärken,
- die Einhaltung der gültigen
Kennzeichnungsregeln bei Lebens-

mitteln zum Schutz der Verbrauche-
rinnen und Verbraucher strikt zu
überwachen,
- den Aufbau gentechnikfreier Re-
gionen zu unterstützen,
- sich im Bundesrat für die Ände-
rung des Schwellenwertes für Ver-
unreinigungen im Saatgut von
0,9 % auf 0,1 % einzusetzen
- sich auf Bundes- und europäischer
Ebene für die gesetzliche Veranke-
rung gentechnikfreier Zonen nach
dem Vorbild Österreichs oder der
Schweiz einzusetzen,
- sich auf europäischer Ebene für
eine verbraucherfreundliche Recht-
setzung in Sachen Agro-Gen-
technik einzusetzen (z.B.
Kennzeichnungspflicht für Produk-
te von Tieren, die mit gentechnisch
veränderten Futtermitteln gefüttert
wurden).
In Ihrer Antwort führt die Landesre-
gierung aus, dass die Versuche des
Landes mit MON 810 – entgegen
eines im Auftrag der Grünen Bun-
destagsfraktion erstellten Gutach-
tens – rechtmäßig seien.

Vertragliche Vereinbarungen zu
Anbau – Einschränkungen auf lan-
deseigenen Flächen werden grund-
sätzlich abgelehnt und Anbau-
versuche für notwendig gehalten.
Dass die Gentechnik schon auf
dem Acker angekommen ist, wird
aus der Tatsache deutlich, dass die
Landwirtschaftliche Untersu-
chungs- und Forschungsanstalt
(LUFA) bei den diesjährigen
Saatgutuntersuchungen bei drei
Maisproben Spuren von gen-
technisch veränderten Mais nach-
gewiesen hat- auch wenn die Ge-
halte unter 0,1 % lagen. Damit ist
die baden-württembergische Lan-
desregierung deutlich gentech-
freundlicher als unsere bayrischen
Nachbarn:

dort rät die Landesregierung den
Landwirten vom Anbau gen-
technisch veränderter Pflanzen ab.

Gisela Splett, MdL

sung beantragt und vom BSA ge-
prüft. Wegen grundsätzlicher recht-
licher Bedenken wurde die Zulas-
sung dieser Sorten von der damali-
gen Ministerin Renate Künast ver-
weigert. Diese Bedenken bestehen
nach wie vor. Wir von der Bundes-
tagsfraktion Bündnis90/Die Grünen
sehen uns in unserer Auffassung
durch ein Rechtsgutachten erneut
bestätigt: das Inverkehrbringen von
MON 810-Saatgut ist gentechnik-
rechtlich nicht zulässig. Dank
Seehofer aber ist der kommerziel-
le landwirtschaftliche Anbau mit
Sorten aus MON 810 in diesem
Jahr gestartet – ohne Klarheit für
Landwirte, welche konkreten Pflich-
ten und Schutzregeln sie beim An-
bau dieser Sorten einzuhalten ha-
ben. Dass der Anbau derzeit auf

noch nicht einmal 2.000 ha stattfin-
det, ist ein schwacher Trost. Wir
wissen was der Einzug der Gen-
technik in der kleinräumig struktu-
rierten Landwirtschaft der westli-
chen Bundesländer – und insbe-
sondere Baden-Württembergs –
bedeutet.
Fazit
Eine weitere Novelle des Gen-
technik-Gesetzes ist EU-rechtlich
nicht notwendig – und es ist abseh-
bar, dass eine Veränderung des gel-
tenden Gentechnikrechts zu Ver-
schlechterungen für den Schutz der
gentechnikfreien
Produktion führen
wird. Deshalb gibt
es hier nur einen
guten Rat: Finger
weg vom Gen-

technik-Gesetz!
Grundsätzlich aber gilt: Für die
Wahrung von Verbraucherrechten
und Umweltschutz ist die Gesetz-
gebung das eine Standbein – das
andere ist die Entscheidungsmacht
der VerbraucherInnen und Landwir-
te. Nur mit deren Unterstützung
lässt sich eine gentechnikfreie
Landwirtschaft durchsetzen und er-
halten. Jede Initiative für die Ein-
richtung einer gentechnikfreien
Region ist ein Schritt auf dem rich-
tigen Weg!
Sylvia Kotting-Uhl MdB
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Weg vom Öl!
Hin zum Gen � Mais?

Bei Saatgutfirmen wie Monsanto
und Syngenta ist die Hoffnung groß,
über transgene Pflanzen zur
Energiegewinnung doch noch in
Deutschland ins Geschäft zu kom-
men, wenn sich schon die Einfüh-
rung genveränderter Futter – pflan-
zen und Nahrungsmittel so zäh ge-
staltet. Die Konzernstrategen er-
warten bei gentechnisch veränder-
ten Pflanzen zur Energie – und
Rohstoffgewinnung eine größere
Akzeptanz in der Bevölkerung, im-
merhin landen die Produkte nicht
auf dem Teller, der Verbraucher
kommt nicht direkt mit ihnen in Be-
rührung. Und Biomasse hat ein sehr
„grünes“ Image, verringert die Ab-
hängigkeit von fossilen Energieträ-
gern und reduziert den CO2 – Aus-
stoß.
Grund zur Sorge? Eindeutig Jein!
Nein, weil die Umsetzung der Visio-
nen von Forschern und Konzernen
sich schwieriger gestaltet als ange-
nommen. Große Schwierigkeiten
bereiten unter anderem uner-
wünschte Nebeneffekte bei der
Genveränderung, die Anbau-
eigenschaften und Ertrag der neu
designten Pflanzen beeinträchti-
gen.
Der EU-Kommission liegen im Mo-
ment ganze zwei Anträge auf die
Zulassung von GVO - Pflanzen im
Energie – und Rohstoffbereich vor.
Seit 1996 läuft der Antrag der

schwedischen Firma Amylogene
auf Zulassung einer Kartoffel mit
veränderter Stärkezusammen-
setzung, nutzbar  z.B. für die Pa-
pierherstellung, ein Projekt, an dem
parallel auch die BASF arbeitet.
2006 stellte Syngenta einen Antrag
auf Zulassung eines GVO – Mais-
sorte für die Produktion von
Bioethanol zur Beimischung zu
Benzin, allerdings betrifft der Antrag
die Einfuhr des „Mais 3272“, nicht
den Anbau in EU – Staaten. Der
Mais besitzt ein Gen eines hitze-
toleranten Bakteriums, seine Stär-
ke kann deshalb bei höheren
Prozesstemperaturen und damit
effektiver zu Bioethanol umgewan-
delt werden.
Ja, weil das Beispiel GVO - Pflan-
zen zeigt, dass wir uns schleunigst
von der Vorstellung, Biomasse sei
von sich aus gut, grün und unter-
stützenswert verabschieden und zu
einer viel differenzierteren Beurtei-
lung kommen müssen. Um beim
Beispiel Mais zu bleiben: das EEG
hat einen Boom nicht nur bei
Biogasanlagen ausgelöst, sondern
auch beim Maisanbau. Mais bietet
den höchsten Hektarertrag bei der
Biogaserzeugung. Während Mais-
anbau in einer abwechslungsrei-
chen Fruchtfolge kein großes Pro-
blem darstellt, befürchten Umwelt-
verbände, dass es für Biogas-
erzeugung in fast schon industriel-

ler Größenordnung zu Mais-
monokulturen ohne ausreichende
Fruchtfolge, u.a. auch auf Still-
legungsflächen kommen könnte,
auf denen Pflanzen zur Energie-
gewinnung angebaut werden kön-
nen, ohne dass die Landwirte  ihre
Stillegungsprämien verlieren. Die
Folge wäre verstärkte Boden-
erosion und verstärktes Auftreten
von Schädlingen. Und im schlimm-
sten Fall mehr Akzeptanz für gen-
technisch veränderten Mais, der
gegen den Maiszünsler resistent ist.

Ursula Häffner
B90/Grüne KV Karlsruhe-Land

Informationen aus:
Heike Moldenhauer u.a.:
Nachwachsende Rohstoffe – Ein-
fallstor für die Gentechnik in der
Landwirtschaft?
Positionspapier von BUND und
AbL, www.abl-ev.de/gentechnik/
pdf/nachrohstoffe.pdf
Christof Potthof: Zukunftsmarkt
oder Zukunftsmusik?
Guido Reinhardt u.a.: Zuviel des
Guten?
In: Kritischer Agrarbericht 2006,
www.kritischer-agrarbericht.de
Arnold Sauter und Bärbel Hüsing:
TA-Projekt Grüne Gentechnik –
Transgene Pflanzen der 2. und 3.
Generation, Büro für Technikfolgen-
Abschätzung beim Deutschen Bun-
destag, www.tab.fzk.de

hier Foto mit grünen Ballons
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Wie klassische Züchter mit moder-
nen Methoden Erfolge erzielen, von
denen Gentechniker nur träumen
können.
Die Versprechen der grünen Gen-
techniker klingen verheißungsvoll:
Reichere Ernten und endlich keine
Krankheiten und Schädlinge mehr
auf den besonders lecker schmek-
kenden und gesunden Feldfrüch-
ten.
 Eingelöst aber wurden bisher nur
wenige davon. Lediglich vier
Gentech-Pflanzen – Soja, Mais,
Raps und Baumwolle -  werden
derzeit in größerem Stil angebaut.
Und sie haben vor allem zwei neue
Eigenschaften: Sie sind wider-
standsfähig gegen Insekten und
gegen Unkrautvernichtungsmittel.
Alle anderen Zukunftsvisionen der
Gentechniker sind bisher in der
Zukunft geblieben.
Unterdessen entwickelt aber die
Konkurrenz Pflanzen, auf die die
Genttechniker neidisch sein könn-
ten. Ohne fremde Gene einzubau-
en, erschaffen klassische Züchter
ertragreiche Reissorten, Getreide
für besonders trockene Standorte
oder besonders gesunde Tomaten.
Die Agro-Gentechnik sei damit
überholt, fordern Gentechnik-Kriti-
ker wie Jeremy Rifkin (http://
w w w . c o m m o m d r e a m s . o r g /
views06/0706-21.htm).
Zu wenig beachtet von der Öffent-
lichkeit nutzen Pflanzenforscher
und Züchter inzwischen moderne
Verfahren jenseits der umstrittenen
Agrogentechnik. Hierbei werden
Hightech-Methoden  unter dem
Namen „Smart Breeding“ verwen-
det, auch molekularbiologische, die
sich letztlich der Gentechnik bedie-
nen. Der Unterschied zur Gen-
technik ist dennoch signifikant: Die
Züchter bauen keine neuen Gene
in ihre Pflanzen ein, sondern nut-
zen die gentechnischen Methoden,
um aus ihren Kreuzungen schnel-
ler die vielversprechendsten her-
auszusuchen.
Beim „Smart Breeding“ (Clevere
Züchtung) greifen die Züchter zu-

rück auf alte Landrassen oder wil-
de Verwandte der Kulturrassen zu-
rück. Oft besitzen diese besondere
Fähigkeiten, wie Resistenz gegen
Pilzbefall oder Überleben an trok-
kenen Standorten.

In der Vergangenheit wurden bei
der Einkreuzung der alten Sorten zu
viele negative Eigenschaften mit
übertragen. Mit Hilfe der Molekular-
biologie ist es viel effizienter gewor-
den, positive Eigenschaften alter
Sorten auf die neuen Sorten per
Züchtung zu übertragen.
Die Methode, die hierbei verwendet
wird, heißt MAS. Das Kürzel steht
für Marker-assisted Selection. Der
Züchter ermittelt, welche Abschnit-
te im Erbgut („Marker“) mit den ge-
wünschten Vorteilen zusammen-
hängen. Nach dem Kreuzungs-
experiment kann er bereits beim
Keimling danach suchen und mit
den aussichtsreichsten Kandidaten
weiterzüchten.
Auch die großem Gentechnik-Kon-
zerne nutzen diese Möglichkeiten.
Die zweite Methode zur Beschleu-
nigung von Pflanzenzüchtung ist
Till ing (Target Included Logal
Lesions In Gomes). Bei dieser Me-
thoden werden in den Pflanzen mit
Hilfe von Chemikalien zufällige
Erbgutveränderungen ausgelöst.
Dann wird mit molekular-
biologischen Verfahren getestet, ob
sich die für die Züchtung interes-
santen Gene verändert haben. Das
Ergebnis liegt bedeutend schneller
vor, als wenn Pflanzen erst heran-
wachsen müssen, bevor die Vortei-
le sichtbar werden.
Hinfällig scheint somit das Argu-
ment der Gentechnik-Befürworter,
mittels Gentransfer könnten besse-
re Sorten weit schneller erzeugt
werden als durch konventionelle
Züchtung..
Auch mit der gentechnischen Ma-
nipulation kann man  kaum schnel-
ler sein, zumal das Einbringen der
neuen Gene mit den bevorzugten
Eigenschaften ja nur der erste
Schritt ist.

Die mehrjährige Bewährungsprobe
auf dem Feld bleiben unumgäng-
lich, ob die Veränderung im Erbgut
nun mit oder ohne Gentechnik zu-
stande gekommen ist.

Resümee:

Vor diesem Hintergrund kann der
Agrogentechnik nur noch ein
Nischendasein – wenn überhaupt
eines -  zugebilligt werden. Denn die
allermeisten Zukunftsversprechen
der Agrogentechnik wie höhere Er-
träge, Widerstandskraft gegen
Krankheiten oder Trockenheit oder
Kälte – können auch mit neuen
Züchtungsverfahren aus der wilden
Verwandtschaft importiert werden.
Stellt  man die Gefahren der Aus-
kreuzung bei einem zunehmenden
Einsatz noch in Rechnung, so hat
die Agrogentechnik gar keine Be-
rechtigung, weil wir uns damit auf
einen Weg begeben, der sich als
irreversibel erweist (USA, Kanada,
Argentinien).
Wegen des unzureichenden Zulas-
sungsverfahrens und wegen des
geringen Wissensstandes über die
Risiken für Umwelt, Tiere und Men-
schen haben Griechenland, Polen,
Österreich und Ungarn den Anbau
von BT-Mais verboten. Die Schweiz
hat das EU Moratorium bis 2009
verlängert. Diese Länder sind uns
da wohl einen Schritt voraus.

Die Gentechnik ist nur in einigen
Fällen nützlich, nämlich da, wo die
gewünschte Eigenschaft im Gen-
pool der Pflanze nicht vorkommt,
z.B. bei einer Resistenz gegen be-
stimmte Unkrautvernichtungsmittel.
Hier nützt sie aber nur dem Profit
der Konzerne, die neben dem Saat-
gut auch die dazugehörigen
Unkrautvernichtungsmittel verkau-
fen.

Auszüge über mehrere Artikel der
„Süddeutschen Zeitung“
 von Wiebke Rögener und
Resümee von Dietlinde Bader-
Glöckner

Hightech
ohne Gentech
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Weitere Infos zum Thema, zur Region und zum gentechnikfreien Einkauf:
www.gruenermarktplatz.de/

www.nabu-ka.de/oekoregio/oekoregiotour.htm
www.gentechnikfreie-regionen.de


